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Verschuldungssituation

Falls die Volksrepublik eine strikte 

Kontrolle hinsichtlich der Importe auf­

recht erhalten könne, würde sie nicht 

in eine schwierige Situation hinsichtlich 

der Rückzahlung der kommerziellen 

Schulden geraten. Dies war der Tenor 

eines Berichtes eines westlichen Kon­

sulates in Hongkong. In dem Bericht 

hieß es, daß die Regulierung der Im­

porte der kritische Faktor bei der Si­

cherstellung der Devisenreserven zum 

Ausgleich der Schulden sei. Bislang 

habe sich die chinesische Regierung als 

willig und in der Lage gezeigt, die Im­

porte einzuschränken, und zwar unab­

hängig davon, welche Kosten auf dem 

Binnenmarkt dies bedeutete oder was 

die Handelspartner davon dächten. 

Falls die gegenwärtigen Import- und 

Exportraten beibehalten werden könn­

ten, sei China in der Lage, seien Ver­

pflichtungen nachzukommen. Im er­

sten Quartal des Jahres 1990 fielen die 

Importe um 20,2% gegenüber der Vor­

jahresperiode, während die Exporte 

um 13,4% anstiegen. Das Sinken der 

Importe wurde mit dem allgemeinen 

wirtschaflichen Abschwung erklärt 

sowie mit der scharfen administrativen 

Kontrolle. Die Exporte hätten von der 

Abwertung des Yuan (21%) im De­

zember 1989 profitiert.

Die Schuldenzahlungen (Rückzahlun­

gen und Zinsen) für die nächsten Jahre 

wurden wie folgt prognostiziert:

Jahr Mrd.USS

1990 3,96

1991 4,16

1992 5,41

1993 3,98

1994 3,35

1995 4,04

1996 3,29

1997 2,47

1998 2,37

1999 1,58

Aufgrund der Auswertung einer Viel­

zahl von öffentlich erhältlichen 

englisch- und chinesischsprachigen 

Quellen kam der Bericht zu dem 

Schluß, daß die Aufnahme von Han­

delskrediten um 69% im Jahre 1989 

auf nur 1,9 Mrd.US$ sank. Die tatsäch­

liche Summe würde wahrscheinlich 

jedoch höher sein; exakte Summen 

sind wegen der nichtoffiziellen Kredite 

schwer zu nennen.

Die Politik, ein zentrales Kontrollre­

gime über die Auslandskredite zu er­

richten, bedeutete, daß die meisten 

kommerziellen Kredite über die spezi­

alisierten staatlich kontrollierten Ban­

ken, wie z.B. die Bank of China, ab­

gewickelt wurden. Kredite an Joint 

Ventures sanken um 70% auf nur 

245 Mio.US$.

Nach dem Massaker des 4.Juni 1989 

hatten die Kreditgeber ihre Zinssätze 

für Kredite an die Volksrepublik um 

ca. 0,25 Prozentpunkte erhöht, und 

zwar wegen des erhöhten Risikos. 

Yen-Kredite sanken, und zwar teilwei­

se wegen des unbeständigen Wechsel­

kurses und teilweise deswegen, weil die 

japanischen Banken sich hinsichtlich 

Krediten zurückhielten. Banken der 

Vereinigten Staaten spielten nur eine 

geringe Rolle hinsichtlich der Kredit­

vergabe an China. Italien preschte bei 

der Bereitstellung von Exportkrediten 

vor. Die offiziellen Exportfinanzierun­

gen der Italiener betrugen 18% der ge­

samten Finanzmittel, die die Volksre­

publik im Jahre 1989 aus dem Ausland 

erhielt. (AWSJ, 30.4.1990) -lou-

Binnenwirtschaft
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Unterschiedliche Meinungen über 

Wachstumsraten

Chinesische Ökonomen schätzen die 

wirtschaftliche Leistung in der Zeit von 

1979 bis 1988 unterschiedlich ein. Eini­

ge sind der Ansicht, die wirtschaftliche 

Effizienz sei verbessert worden, wäh­

rend andere meinen, sie habe sich ver­

schlechtert.

Ein Artikel in der Ausgabe vom 

lOApril 1990 der Zeitung Wirtschafts­

information analysierte die unter­

schiedlichen Meinungen. Die Argu­

mentation beziehe sich nicht nur auf 

die Bewertung der Leistungen, son­

dern habe auch Bedeutung für den 

künftigen Weg der Wirtschaft des 

Landes.

Die erste Gruppe von Ökonomen 

gründet ihre Einschätzung der Wach­

stumsrate auf wichtigen wirtschaftli­

chen Indizes. Von 1979 bis 1988 habe 

Chinas Nationaleinkommen abzüglich 

der Inflation jährlich durchschnittlich 

um 9,2% zugenommen, das sei viel 

höher als die 6% während der Zeit von 

1953 bis 1979. In den letzten vier Jah­

ren gab es eine höhere Wachstumsrate 

(10,6%) im Vergleich zu den 8,3% in 

den davor liegenden vier Jahren.

Auch die Gewinne und die von staatli­

chen Unternehmen gezahlten Steuern 

nahmen durchschnittlich jährlich um 

7,6% in den zehn Jahren der genann- 

ten Periode zu. Während die Zuwachs­

rate in den ersten sechs Jahren der Pe­

riode 3,4% betrug, stieg sie auf 14,2% 

in den letzten vier Jahren. Die letzten 

zehn Jahre seien deshalb durch einen 

beträchtlichen wirtschaftlichen Erfolg 

gekennzeichnet gewesen.

Jene jedoch, die eine andere Meinung 

haben, argumentierten, daß wirtschaft­

liche Ergebnisse in dem Verhältnis von 

Output zu input gemessen werden soll­

ten. Im Jahre 1978 betrug das Natio­

naleinkommen 44% des gesamten 

Produktionswertes der Gesellschaft. 

Im Jahre 1984 betrug dieses Verhältnis 

42,4%, aber in den folgenden Jahren 

sank es beträchtlich, nämlich bei­

spielsweise auf 39,4% im Jahre 1988.

Im Jahre 1978 betrug die Gewinnschö­

pfung industrieller Unternehmen 15,2 

Yuan für jede 100 Yuan investierten 

Kapitals bzw. 24 Yuan Gewinn und 

Steuern für jede 100-Yuan-Kapital. Im 

Jahre 1984 betrug das Gewinn/Kapi- 

tal- und das Gewinn- und Steuern/ 

Kapitalverhältnis fast unverändert, 

nämlich 15% und 25,1%. Im Jahre 

1988 sank die Gewinnrate auf 10,5% 

und das Verhältnis der Gewinne und 

Steuern zum Kapital auf 22,6%. Im 

Vergleich dazu gab es 1966 eine Ge­

winnrate von 24,5% sowie eine Ge­

winn- und Steuerrate von 35,2%.

Die Schlußfolgerung besteht darin, daß 

in der Periode 1979-1988 jene Indizes, 

die die allgemeinen Ergebnisse der 

Volkswirtschaft und der Industrieun­

ternehmen widerspiegeln, in den er­

sten sechs Jahren fast unverändert 

blieben, jedoch in den letzten vier Jah­

ren sanken.

In dem genannten Artikel hieß es, daß 

das zweite erwähnte Kriterium ein 

wirklicheres Bild der Wirtschaftslei­

stung darstelle. Die höhere Wach­

stumsrate und die zunehmende wirt­

schaftliche Stärke der Nation in der 

Periode 1979-1988 war im wesentli­

chen durch extensive Entwicklung zu- 

standegekommen, nämlich durch ein 

vergrößertes Produktionsvolumen. 

Hinter der hohen Wachstumsrate ver­

stecke sich tatsächlich eine Abnahme 

der Output-/Input-Relation.



CHINA aktuell -343 - Mai 1990

In dem genannten Artikel hieß es wei­

ter, daß in einem großen Land wie 

China neue Projekte unverzichtbar sei­

en. Hinzugefiigt wurde jedoch, daß zur 

Verbesserung der wirtschaftlichen Ef­

fizienz bestehender Unternehmen man 

sich auf verbesserte Verwaltung und 

Technologie konzentrieren solle, denn 

auf erweiterte Produktion. Während 

die Behörden in den 10 Jahren mehr 

und mehr Unternehmen gegründet 

hätten, hätten die Unternehmen selbst 

ihr Produktionsvolumen durch höhere 

Inputs blind gesteigert. Dies habe ein 

landesweites Ungleichgewicht des Pro­

duktionsapparates herbeigeführt.

In dem Artikel wurden die folgenden 

Faktoren für die sich verschlechternde 

wirtschaftliche Leistung in den 10 Jah­

ren genannt:

- Im Laufe der Wirtschaftsreformen 

seien falsche Maßnahmen ergriffen 

worden, wie z.B. die übergroße Re­

duktion von Steuern, um die Unter­

nehmen in die Lage zu versetzen, 

größere Gewinne zu erwirtschaften. 

Desweiteren seien die Investitions­

kompetenzen auf die unteren Be­

hörden und die Unternehmen verla­

gert worden; es seien auch Anstren­

gungen unternommen worden, 

durchgängige Marktpreise einzufüh­

ren. Während viele günstige Maß­

nahmen den Enthusiasmus der Un­

ternehmen verstärkt hätten, habe es 

keine adäquate Maßnahme gegeben, 

um die wirtschaftliche Effizienz zu 

fördern.

- Defekte in der makrowirtschaftli­

chen und mikrowirtschaftlichen 

Kontrolle. Auf der Makroebene sei­

en die staatlichen Kontrollmaßnah­

men, wie beispielsweise Planung, 

Verteilung und Regulierung, ern­

sthaft durch Überzentralisierung 

und zu große Reduktion der Steuern 

gefährdet worden. Auf der Mikroe­

bene sei das vertragliche Verant­

wortlichkeitssystem betont worden; 

wenig Anstrengungen seien indes 

unternommen worden, die Verwal­

tung zu verbessern.

- Defekte der Finanz- und Geldpoli­

tik. Die Finanz- und Geldpolitik soll­

te zum Ziel haben, die wirtschaft­

liche Effizienz zu verbessern, doch in 

Wirklichkeit war diese Politik nur 

darauf gerichtet, die Produktion zu 

erhöhen.

In dem Artikel hieß es weiter, die 

Volksrepublik sei nun wiederum mit 

einer wirtschaftlichen Anpassung kon­

frontiert, und die zentralen Behörden 

würden nun wiederum die wirtschaft­

liche Effizienz betonen. (CD, 4.5.1990) 

-lou- 
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Preisreform soll wieder beschleunigt 

werden

Wie der Direktor der Staatlichen 

Preisverwaltung, Cheng Zhiping, mit­

teilte, soll die Preisreform in diesem 

Jahr wieder beschleunigt werden, 

nachdem sie in den letzten Jahren ver­

langsamt worden war. Im Jahre 1990 

will die chinesische Regierung das irra­

tionale Preissystem anpassen, indem 

der Preis bestimmter Güter leicht an­

gehoben, während der Preis anderer 

Güter gesenkt werden soll.

Wie Cheng weiter mitteilte, sollen 

auch Anstrengungen unternommen 

werden, das sog. Zweigleisige Preissy­

stem für bestimmte Materialien und 

Güter auslaufen zu lassen. Dieses Sy­

stem - mit niedrigen offiziellen Preisen 

und hohen Marktpreisen für ein das­

selbe Gut - hat die Spekulation und 

das Gewinnstreben auf dem Binnen­

markt angeheizt. Es sollen Schritte un­

ternommen werden, um die Preisre­

form in diesem Bereich zu beschleuni­

gen, indem nach und nach der Abstand 

zwischen den beiden Preisniveaus ver­

ringert werden soll. Dennoch sollte 

besondere Aufmerksamkeit auf jede 

Preiserhöhung oder Inflation in dem 

Prozeß der Durchführung der Refor­

men gelegt werden. Wie Cheng mitteil­

te, habe die Regierung versprochen, 

den Anstieg der Einzelhandelspreise 

für das Jahr 1990 niedriger zu halten 

als den Anstieg im letzten Jahr.

Im Jahre 1990 soll der Preis für Rohöl 

leicht angehoben werden, um die 

Ölunternehmen davor zu bewahren, in 

die roten Zahlen zu geraten.

Im April 1990 wurden die Frachtraten 

für den Eisenbahntransport angeho­

ben, nachdem im September 1989 ein 

Preisanstieg von 115% für den Trans­

port auf Schiene, Wasserstraßen und in 

der Luft angekündigt worden war. Die­

se Preiserhöhungen hätten keine Ge­

fahr für die Marktstabilität bedeutet.

Cheng erklärte, daß mehr Planung in 

der gegenwärtigen Korrekturphase der 

Wirtschaft vonnöten sei. In diesem 

Jahr werde die Preisverwaltung verbes­

sert. Hinzugefügt wurde, daß das 

Preisnetzwerk der Volksrepublik in 

Unordnung sei. Jedoch werde in die­

sem Jahr eine größere Kampagne in 

Gang gesetzt, um das Preissystem für 

Kohle, Elektrizität, Baumwolle, land­

wirtschaftliche Materialien sowie hin- 

sichtlich der Gebühren im medizini- 

schen und Erziehungsbereich zu ver­

bessern.

Cheng teilte mit, daß das Preisindex 

einiger wichtiger Güter weiterhin 

durch den Staat bestimmt werde. Die 

den städtischen Bewohnern zugute 

kommenden Subventionen für einige 

Grundnahrungsmittel, darunter die ra­

tionierten Güter Getreide, Speiseöl 

und Schweinefleisch, werden nicht ab­

geschafft. Der Staatsrat forderte auch 

große und mittelgroße Städte auf, mit 

ihrer sog. Vorzugspolitik in bezug auf 

die Anpflanzung und den Verkauf von 

Gemüse fortzufahren, um plötzliche 

Marktschwankungen verhindern zu 

können. (CD, 2.5.90) -lou-
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Shanghais Stellung soll gestärkt wer­

den

Die Volksrepublik China will ihren 

bestehenden Sonderwirtschaftszonen 

eine weitere umfangreiche Bevölke­

rungszone als künftiges Hig-Tech- so­

wie Finanz- und Servicezentrum in 

unmittelbarer Nähe der Millionenstadt 

Shanghai zur Seite stellen. Als Stan­

dort dafür wurde das 350 qkrn umfas­

sende Gebiet von Pudong östlich des 

Huangpu-Flusses und nördlich des 

Chuanyang-Kanals ausersehen, das mit 

Gesamtkosten von umgerechnet 

8 Mrd.USS in den nächsten 20 Jahren 

zu einem hochleistungsfähigen Wirt­

schaftsraum nach dem Vorbild von 

Hongkong ausgebaut werden soll.

Erläuterungen des Leiters der staatli­

chen Planungskommission, Zou Jia- 

hua, zufolge wird die Entwicklung von 

Pudong zur größten Sonderwirt- 

schaftszone Chinas eines der wichtig­

sten Vorhaben der Regierung darstel­

len und mithin auf jeden Fall einen 

hohen Stellenwert im 8.Fünljahresplan 

(1991-1996) einnehmen.

Der Planungschef sieht hinter diesen 

Absichten die regionalpolitische Über­

legung, das Schwergewicht der wirt­

schaftlichen Entwicklung Chinas von 

den fünf sämtlich im Süden des Landes 
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gelegenen Sonderwirtschaftszonen 

stärker in die nördlichen Landesteile 

zu verlagern. Die Nähe von Shanghai 

als dem traditionell größten Indu­

striezentrum Chinas würde sich dafür 

als der beste Lösungsansatz anbieten.

Gemäß dem bisher von der Planungs­

kommission präsentierten Entwick­

lungsprogramm für Pudong steht im 

Mittelpunkt der ersten Planphase der 

Bau eines Tiefwasserhafens bei Wei- 

gaotiao (???) am Flußlauf des Yangzi 

im Norden des Gebiets mit einem sich 

anschließenden Freihafengelände und 

einer großflächigen Industriezone. In 

dieser soll Unternehmen mit Interesse 

an der insutriellen Weiterverarbeitung 

später der Abschluß von langfristigen 

Leasing-Verträgen angeboten werden.

Projektiert ist weiterhin die Einrich­

tung eines zweiten internationalen 

Großflughafens für Shanghai, von drei 

größeren Wasserkraftwerken sowie die 

Anlegung eines dichtmaschigen Stra­

ßen- und Eisenbahnnetzes und eines 

T elekommunikationssystems.

Nach den Vorstellungen der Planungs­

kommission können mit der Bereitstel­

lung einer funktionstüchtigen Infra­

struktur in Pudong die wesentlichen 

Voraussetzungen für eine weiterrei­

chende Firmenansiedlung - vor allem 

auch unter Beteiligung ausländischer 

Unternehmen aus dem Hochtechnolo­

gie-, Dienstleistungs- und Finanzbe­

reich - geschaffen werden. An die Aus­

landswirtschaft soll indessen, wie ver­

lautete, schon in allernächster Zeit die 

Einladung ergehen, sich bereits im 

Planungsstadium in die Durchführung 

und Finanzierung des Gesamtvorha­

bens einzuschalten.

Gemessen an der Größe der verkünde­

ten Zielsetzung bleiben jedoch die 

Vorstellungen bezüglich der Finanzie­

rung nach Meinung von Beobachtern 

auffallend vage. Es sei zwar von zen­

tralstaatlichen Hilfen die Rede und 

auch die Ausgabe entsprechender 

Obligationen werde erwogen, doch 

seien bislang keine Details hierzu an 

die Öffentlichkeit gelangt.

Dem Vernehmen nach sollen aber die 

äußeren Anreize geschaffen werden, 

daß auch solche ausländischen Unter­

nehmen, die bereits in der Region in­

vestiert haben, zur Erschließung Pu­

dongs beitragen. Der shanghaier Ver­

treter des Hongkong Trade Develop­

ment Council, Dickson Leung, habe 

daran erinnert, daß die Maßnahmen 

zur Vergabe von Immobilienrechten 

erweitert werden müßten, um die Er­

langung von Krediten zu erleichtern.

Aus der Bundesrepublik Deutschland 

läge bereits die Interessenbekundung 

eines Unternehmens vor, auf einem 

Areal von 6.000 qm eine Fabrik zur 

Herstellung von Getriebeteilen zu er­

richten. (NfA, 14.5.1990) -lou-
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Energiekrise

Die Volksrepublik China ist seit Mitte 

der 70er Jahre in zunehmendem Maße 

von einer Energiekrise betroffen, ob­

wohl China mit der Gewinnung von 

über 1 Mrd.t Steinkohleeinheiten 

(SKE; 1989) weltweit der größte Ener­

gieproduzent ist und über riesige, un­

erschlossene Kohlevorkommen ver­

fügt. Die nachgewiesenen Reserven 

betragen rd. 700 Mrd.t. Als aufschließ­

bar gelten etwa 110 Mrd.t.

Aus Mangel an Brennstoffen und 

Elektrizität können jedoch in den indu­

strialisierten Küstenregionen 25-40% 

der vorhandenen Industriekapazitäten 

nicht genutzt werden, d.h. die Betriebe 

hegen 3-4 Tage pro Woche still. Die 

gesamtwirtschaftlichen Verluste, die 

aus Mangel an Energieträgern verur­

sacht werden, beliefen sich nach chine­

sischen Angaben Ende der 80er Jahre 

auf ca. 200 Mrd. Yuan.

Das über Jahrzehnte verfolgte ener­

giepolitische Ziel, die Deckung des 

Energiebedarfs zu niedrigen Preisen zu 

sichern, hat in China u.a. dazu geführt, 

daß in erster Linie das mengenmäßige 

Energieangebot ausgeweitet wurde - 

unabhängig von den einzelwirtschaftli­

chen und gesamtwirtschaftlichen Ko­

sten.

Diese Energiepolitik war solange um­

setzbar, als das Energieangebot gestei­

gert werden konnte. Die wachsende 

Deckungslücke in der Energieversor­

gung jedoch sowie die aufgrund der 

niedrigen Energiepreise zunehmenden 

Verluste der energiegewinnenden In­

dustriezweige lassen seit Ende der 70er 

Jahre erkennen, daß die Sicherung der 

zukünftigen Energieversorgung einen 

Wandel der Energiepolitik erfordert.

Seit den 70er Jahren sind zunehmende 

Ungleichgewichte zwischen Energie­

angebot und Energienachfrage zu ver­

zeichnen, die sich keineswegs nur auf 

eine knappe Verfügbarkeit von Ener­

gieträgern zurückführen lassen. Das 

Sozialprodukt Chinas wird sehr ener­

gieintensiv erstellt. Der Energiever­

brauch in nahezu allen Industriebran­

chen, sei es in der Stromerzeugung, 

der Stahlerzeugung oder der Petroch­

emie, hegt pro Produkteinheit im 

Durchschnitt um 30-50% höher als in 

westlichen Betrieben.

Wesentliche entwicklungspolitisch be­

dingte Ursachen sind die sektorale 

Wirtschaftsstruktur mit einem ver­

gleichsweise hohen Anteil der grunds­

toffintensiven Industriezweige an der 

Erwirtschaftung des Sozialprodukts, 

der hohe Energieverbrauch der zahl­

reichen industriellen Kleinbetriebe und 

die ungünstige Standortverteilung der 

Industrie. Maßgeblich ist ferner die 

niedrige Qualität der Brennstoffe. Zu­

dem wird Energie in einzelnen Bran­

chen und Betrieben in nicht geringem 

Umfange zur Produktion minderwerti­

ger Waren und hoher Ausschußquoten 

vergeudet.

Für eine zentrale Planungsinstanz ist 

es in einer zunehmend arbeitsteilige­

ren Wirtschaft immer schwieriger, an­

gesichts des komplexen Vernetzungs­

grades der Güterbewegungen landes­

weit Angebot und Nachfrage nach En­

ergieträgern nach Quantität, Qualität, 

Bedarfszeit, Bedarfsort usw. zu erfas­

sen, aufeinander abzustimmen und ei­

nen reibungslosen und verlustfreien 

Transfer und Austausch zu sichern.

Die Energiepreise spielen in China bis­

lang nur eine untergeordnete Rolle. 

Sie sind sowohl im Vergleich zu den 

Bereitstellungskosten als auch im Ver­

gleich zu anderen Industriegüterprei­

sen zu niedrig und sie bieten keinen 

Anreiz, Energie einzusparen. Sie lösen 

insofern keine Substitutionsprozesse 

aus, und sie behindern den Ausbau 

neuer Energiegewinnungskapazitäten. 

Überall dort, wo Energiepreise eine 

untergeordnete Rolle spielen, oder 

auch dort, wo sie subventioniert wer­

den, fehlen Anreize Energieträger 

ökonomisch einzusetzen. Der Energie­

verbrauch ist hoch und knapp, die Re- 

som cen werden vergeudet. Das Cha­

rakteristikum der Energiekrise Chinas 

ist insofern nicht die Knappheit von 

Energieträgern, sondern es sind sy­

stembedingte Ursachen: nm mit den 

Unzulänglichkeiten des Administra­

tionssystems läßt sich der gegebene 

Widerspruch erklären, daß einerseits 

der Energiebedarf nicht gedeckt wer­

den kann, andererseits in großem Um­

fang Energie vergeudet wird.
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Die oberste Priorität in der zukünfti­

gen Energiepolitik sollte deshalb bei 

der Energieeinsparung liegen, sowohl 

um eine bessere Energiebilanz zu er­

zielen, als auch um die negativen Aus­

wirkungen des Energieverbrauchs - die 

hohe Belastung des Transportsektors, 

die alarmierende Kohlenstaubdio4009d- 

Belastung in den Großstädten sowie 

die Vergeudung knapper Resourcen - 

zu reduzieren.

Sofern es nicht gelingt, konsequent den 

Energieverbrauch zu verringern, be­

steht die Gefahr, daß auch bei Reali­

sierung der geplanten Ausweitung der 

Kraftwerkskapazitäten weiterhin eine 

erhebliche Deckungslücke auf der 

Nachfrageseite besteht, weil Energie 

weiterhin vergeudet wird. Die admini­

strativen Lösungen zur Reduzierung 

des Energieverbrauchs - die Kontin­

gentierung zugeteilter Energieträger 

und das auf diese Weise verordnete 

"Zwangssparen" - sind in der Regel 

weder einzelwirtschaftlich noch ge­

samtwirtschaftlich sinnvoll.

Wenn in den Fabriken mangels ver­

fügbarer Energie regel- oder unregel­

mäßig die Produktionsanlagen stillge­

legt werden müssen, findet ein über­

mäßiger Verschleiß der Aggregate 

statt, die Qualität der erzeugten Pro­

dukte sinkt und es steigt die Aus­

schußquote in der Produktion. Die 

Folge ist eine Erhöhung des direkten 

und indirekten Energieverbrauchs. 

(HB, 21.5.1990) -lou-
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Nuklearenergie

Die Volksrepublik plant, den Bau von 

Nuklearkraftwerken zu beschleunigen, 

um mit der Energieknappheit des 

Landes fertig zu werden. Die China 

National Nuclear Corp. (CNNC) plant, 

bis zum Ende dieses Jahrhunderts 

Kraftwerke mit einer installierten Lei­

stung von 6.000 Megawatt zu bauen. 

Bekanntlich sind bereits zwei Nuklear­

kraftwerke, eins in der Nähe von 

Shanghai und eines in der Provinz Gu­

angdong nördlich von Hongkong, im 

Bau..

Der Vizepräsident der CNNC erklärte, 

daß das erste von Chinesen entwickelte 

Nuklearkraftwerk die erste Phase des 

300.000 kW-Druckwasserreaktors 

Qinshan zu Beginn des Jahres 1991 mit 

der Produktion von Elektrizität begin- 

nen wird.

Man hofft, die Entwicklung, den Bau, 

die Testverfahren und den Betrieb ei­

nes 600.000 kW-Druckwasserreaktors 

beherrschen zu können. Dieser Reak­

tortyp soll der Haupttyp in der Nu­

klearentwicklung des Landes werden.

Hoffnungen werden auch darauf ge­

setzt, neue Uranlagerstätten zu finden. 

Bislang sind mehr als 200 Lagerstätten 

unterschiedlicher Art entdeckt worden.

Die Entwicklung der Nuklearenergie 

soll in der Volksrepublik schneller vor­

angetrieben werden. Anstrengungen 

hinsichtlich der Prospektierung und 

Erschließung von Uran sollen im näch­

sten Jahrhundert gefördert werden. 

Das gegenwärtige Überangebot von 

Uran auf dem Weltmarkt, hervorgeru­

fen durch Ölpreisermäßigungen und 

dem negativen Effekt des Unfalls von 

Chernobyl, wird als vorübergehendes 

Phänomen angesehen.

Die Volksrepublik begann mit der 

Prospektierung und Erschließung von 

Uran im Jahre 1955. Inzwischen gibt es 

ausgefeilte Methoden in diesem Be­

reich; mehr als 70.000 Menschen arbei­

ten in den Erschließungsteams. (CD,

22.5.1990) -lou-

*(28)

Qualitätsprüfungen bilden Konflikt­

stoff

Am l.Mai 1990 wurden in der Volk­

srepublik neue Verordnungen über die 

Abwicklung von Qualitäts-, Hygiene- 

und Sicherheitskontrollen von Export- 

und Importwaren sowie in China her­

gestellter Produkte in Kraft gesetzt. 

Diese behördlichen Verordnungen 

haben einige Verunsicherungen unter 

den Firmen im China-Geschäft ausge­

löst.

Die Verordnungen, die auf Fabrikin­

spektionen im Ausland und die Pro­

duktionsabnahme vor Ort vorsehen 

können, sind überdies mit einem Ge­

bührenkatalog verbunden, womit die 

Kosten für die Inspektionen auf Her­

steller oder Händler abgewälzt wer­

den. Die Verordnungen, die vom 

Staatsrat am 31.Juli 1989 verabschiedet 

worden waren, tragen auf Englisch den 

Titel "Administrative Procedures Go- 

verning China’s Import and Export 

Commodity Inspection Marks".

Die Vorschriften betreffen eine Neu­

regelung der Lizenzen aller Import- 

und Exportwaren, obwohl offensicht­

lich zunächst nur ein Katalog von neun 

Import-Produkten betroffen ist. Es 

handelt sich dabei um Kraftfahrzeuge, 

Motorräder, Motoren für Motorräder, 

Eischränke und Druckpumpen, Kli­

maanlagen und Kompressoren, Fern­

seher und Fernseh-Bildröhren.

Prüfungsbestimmungen und Import- 

Lizenzen gab es schon bisher, wurden 

aber eher nach Gutdünken der lokalen 

Behörden angewandt. Die Prüfungs­

verfahren, etwa im Bildröhrenbereich 

für Fernsehgeräte, sind veraltet und 

nicht mehr für die modernen Geräte 

heutiger Produktion anwendbar.

Unternehmen im Exportgeschäft mit 

China müssen gemäß den neuen Vor­

schriften nunmehr Formulare der 

staatlichen Verwaltung für die Inspek­

tion von Import- und Exportwaren an­

fordern. Dabei müssen "relevante Da­

ten" über Produktion und Testverfah­

ren beigefügt werden. Die Inspek­

tionsbehörde stellt dann Hygiene-, 

Qualitäts- und Sicherheitszertifikate 

aus. Dieser Inspektionsprozeß ist mit 

Gebühren verbunden. Im Art.15 der 

neuen Verordnungen heißt es zu den 

anfallenden Kosten vage: "Die Staats­

verwaltung für die Inspektion von Im­

port- und Exportwaren kann verschie­

dene Gebühren für die Inspektion ver­

langen, die sich nach dem Arbeitsauf­

wand und der Prüfung richten. Wenn 

eine Lizenz verweigert und der neue 

Antrag gestellt wird, müssen die Ge­

bühren erneut bezahlt werden."

Laut Art.ll der Vorschriften ist auch 

die Entsendung von Inspektionsdienst 

in die Fabriken der Herstellerländer 

zur Prüfung des Produktions- und 

Testverfahrens vorgesehen, also prak­

tisch eine Produktionsabnahme vor 

Ort, wie sie übrigens auch von vielen 

deutschen Unternehmen (besonders 

im Textilbereich) in China unternom­

men wird. Ein Prüfungsprogramm da­

für ist erstellt worden. Ende April und 

Anfang Mai 1990 ging eine Flut von 

Bewerbungen aus der Auto- und Elek­

troindustrie zur Lizenzerteilung der 

Importwaren ein, darunter auch wel­

che aus der Bundesrepublik Deut­

schland. Drei Inspektorenteams hätten 

bei acht von 86 Importwaren die Li-

Die Lizenzen werden unter anderem 

damit gegründet, daß in den vergange­

nen Jahren zahlreiche Importartikel
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Mängel aufgewiesen hätten. So seien 

bei 8,4% aller importierten Autos 

Schwachstellen bei Qualität und Si­

cherheit zu bemängeln gewesen, er­

klärte der Direktor der neuen Verwal­

tung, Zhu Zhenyuan. Damit wird auf 

Qualitätsmängel bei japanischen Au­

toexporten nach China verwiesen, über 

die die chinesische Presse in den letz­

ten Jahren mehrfach berichtet hatte.

Die deutsche Exportwirtschaft ist be­

sorgt, daß das ohnehin geschrumpfte 

Geschäft mit der Volksrepublik China 

durch langfristige und teure Überprü­

fungen von Exportwaren noch schwie­

riger wird. Der Bundesverband des 

deutschen Exporthandels, der Ostasia­

tische Verein und die Handelskammer 

Hamburg haben inzwischen das Bun­

deswirtschaftsministerium gebeten, 

sich um eine Aufhebung oder zumin­

dest um Änderungen im Kontrollver­

fahren zu bemühen.

Importeure schlagen vor, daß die Bun­

desregierung im Gegenzug eine forma­

le Überwachung chinesischer Liefe­

rungen einleitet. Es gibt viele Be­

schwerden über mangelhafte Qualität, 

die von den Angaben auf Rechnungen, 

Konnossementen und von Inspektions­

zertifikaten abweichen, die in der 

Volksrepublik ausgestellt werden.

So wird bemängelt, daß fast jede Kon­

servenladung, die aus der Volksrepu­

blik kommt, beschädigt sei. Vereinbar­

te Wareneigenschaften würden oft 

nicht eingehalten.

Aus Beijing verlautet, daß auch aus­

ländische Lieferanten Kontrollen ge­

gen ?? gelten lassen müßten. Darauf 

erwiderte die deutsche Exportwirt­

schaft, daß die chinesischen Kunden 

wüßten, daß die Qualität der Lieferun­

gen garantiert werde.

Die Warengruppen, über die Kontrol­

len verhängt worden sind, spielen zwar 

z.Z. im deutschen China-Geschäft kei­

ne große Rolle. Die Exporteure halten 

es jedoch für eine Grundsatzfrage, daß 

Ausfuhren nicht unnötig kompliziert 

und verteuert werden sollten. Die Prü­

fung soll für Kraftfahrzeuge und Moto­

ren maximal 2,5 Monate und für ande­

re Produkte 30 bis 75 Tage dauern. 

(HB, 4./5.5.90; FAZ, 18.4.90) -lou-

*(29)

Verschmutzungsgrad bedrohlich

Die Volksrepublik China will in den 

nächsten drei Jahren Mittel in der Ge­

samthöhe von 30 Mrd.Yuan für den 

bisher stark vernachlässigten Umwelt­

schutz aufbringen. In der Zeit danach 

sollen diese Ausgaben in der geplanten 

Größenordnung von 0,7% des Brutto- 

inlandproduktes sukzessive auf eine 

Rate von 1% des Bruttoinlandproduk- 

tes aufgestockt werden.

Nach dem Urteil unabhängiger Um­

weltexperten werden die beabsichtig­

ten Aufwendungen auch nicht annä­

hernd dazu ausreichen, um der mitt­

lerweile in der Volksrepublik Besorg­

nis erregende Dimensionen hineinge­

wachsenen Umweltverseuchung Ein­

halt zu gebieten. Einschlägigen Be­

rechnungen zufolge wären Investitio­

nen in Höhe von mindestens 2% des 

Bruttoinlandproduktes erforderlich, 

um wenigstens den gegenwärtigen Zu­

stand nicht noch weiter zu verschlim­

mern. Für eine durchgreifende Ver­

besserung der Umweltbedingungen 

müßte nach jahrzehntelangen Ver­

säumnissen sicherlich ein Mehrfaches 

der von offizieller Seite veranschlagten 

Beträge aufgewendet werden.

Besonders bedenkliche Ausmaße hat 

die Luftverschmutzung angenommen. 

Hier droht nach einhelliger Einschät­

zung schon in nächster Zeit ein "ökolo­

gisches Desaster", sobald nicht umge­

hend nachhaltige Bemühungen für eine 

effizientere Emissionskontrolle unter­

nommen werden.

Die Hauptursache für die weit über 

den internationalen Toleranzgrenzen 

liegender Schadstoffkonzentration in 

der Luft stellt die Verfeuerung von 

jährlich ca. 1 Mrd.t hochgradig schwe­

felhaltiger Kohle (Anteil von 76% an 

der Energieerzeugung) dar, durch die 

in den Ballungsgebieten des Landes 

Extremwerte von 600-1.000 Mikro­

gramm Schwefeldyoxid pro Kubikme­

ter erreicht werden. Diesen Messun­

gen zufolge überschreitet die Luftver­

schmutzung in den Städten China die 

von der Weltgesundheitsorganisation 

noch als zulässig aufgestellte Norm (60 

Mikrogramm) um mindestens das 

Zehnfache.

Ähnlich trübe präsentiert sich die Lage 

im Hinblick auf die Wasserverschmut­

zung, an der die ungeklärte Ableitung 

von jährlich 38-30 Mrd.t Industrieab­

wässer einen entscheidenden Anteil 

hat. Nach wissenschaftlichen Probeun­

tersuchungen weisen 141 größere Flüs­

se in China mit einer Gesamtlänge von 

rd. 20.000 km einen alarmierenden 

Verseuchungsgrad auf, wodurch ca. 

65% der Bevölkerung von trinkbarem 

Wasser abgeschnitten sind.

Einen bedrohlichen Umfang ange­

nommen hat inzwischen auch die Bo­

denerosion als Ergebnis der Ab­

schwemmung von jährlich rd. 5 Mrd.t 

Ackerkrumme im Gefolge unwirt­

schaftlicher Anbaumethoden im 

Agrarsektor. Gleiches gilt, da in China 

versiegelte Mülldeponien so gut wie 

unbekannt sind, für die Bodenverseu­

chung durch Industrie- und Haus- 

haltsmüll vor allem in der Nähe der 

dicht besiedelten Agglomerationsräu­

me. (NfA, 22.5.90) -lou-

*(30)

Kohlehafen Qinhuangdao wird aufge­

baut

Der Hafen von Qinhuangdao in der 

Provinz Hubei ist gegenwärtig der 

größte Kohlehafen des Landes. Mit 

dem Bau einer vierten Erweiterungs­

phase wird er der größte Kohlehafen 

der Welt werden.

Das Projekt ist von der Staatfichen 

Planungskommission genehmigt wor­

den, nachdem die 3.Phase im Novem­

ber 1989 beendet worden war. Das 

Projekt schließt drei Kais mit einer 

Ladekapazität von 35.000 t speziell für 

Kohle ein. Es soll weitere 30 Mio.t an 

jährlicher Verladekapazität der beste­

henden Verladekapazität hinzufügen.

Der Hafen von Qinhuangdao, der den 

größten Teil der Kohle- und Rohöl­

transporte Chinas durchfuhrt, hat Koh­

leterminals mit einer Verladekapazität 

pro Jahr von 60 Mio.t. Die Kohle wird 

von Nordchina in die energiearmen 

Regionen des Ostens und Südens so­

wie ins Ausland transportiert.

Aus dem Ministerium für das Kom­

munikationswesen, das für den Land- 

und Wassertransport verantwortlich 

ist, verlautete, daß die Zentralregie­

rung mit der Planung der 4.Phase be­

gann, als die 3.Phase noch während des 

VTl.Fünfjahresplanes (1986-90) im Bau 

war. Die 4.Bauphase soll gegen Ende 

dieses Jahrhunderts beendet sein. Für 

den Bau werden einige Fonds aus dem 

Ausland eingesetzt werden, um wichti­

ge Hafen- und Verladeeinrichtungen 

kaufen zu können. In den letzten zehn 

Jahren waren in Qinhuangdao jährlich 

mindestens 25 Mio.t Kohle verladen 

worden, das sind 70% der Kohletrans­

portmenge auf dem Wasser.

Experten bei der lokalen Hafenverwal­

tung erklärten, daß das Projekt neues 

Leben für die Küstenprovinzen bedeu­
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ten werde. Die zusätzlichen Kohlelie­

ferungen sind besonders wichtig für 

Shanghai sowie die Provinz Guang­

dong, wo die Kohle rar ist, der Ver­

brauch jedoch hoch.

Eine Tonne Kohle kann ca. 3.000 Yuan 

an industriellem Bruttoproduktions­

wert in Shanghai und Guangdong pro­

duzieren, das ist zehnmal so viel wie 

der nationale Durchschnitt.

Die Knappheit an Energie steht in 

scharfem Widerspruch zu der Provinz 

Shanxi mit einem ?? in Nordchina, 

die 20% der gesamten Kohle der Volk­

srepublik liefert. 60% des Ausstoßes in 

Shanxi hegt wegen begrenzter Trans­

portmöglichkeiten in Shanxi auf Halde. 

Mit dem Bau einer elektrifizierten Ei­

senbahnstrecke, die die Provinz Shanxi 

mit dem Hafen von Qinhuangdao ver­

binden wird, würde diese Haldenpro­

blem beseitigt werden.

Qinhuangdao ist einer der ältesten Hä­

fen in China. Die jährliche Verladeka­

pazität erreichte bis 1949 noch nicht 

einmal 1 Mio.t. (CD, 3.5.90) -lou-

*(31)

Bauern sollen entlastet werden

Nach einer Mitteilung des Landwirt­

schaftsministeriums sind die Provinz­

behörden in der Volksrepublik ange­

wiesen worden, die Bauern von zusätz­

lichen Gebühren zu entlasten. Gegen­

wärtig müssen Chinas Bauern mehr als 

10% ihres Einkommens ausgeben, um 

Gebühren zu zahlen, die von den örtli­

chen Behörden für die verschiedensten 

sozialen und öffentlichen Ausgaben 

erhoben werden. Die Zentralregierung 

hatte nur 5% der Einnahmen erlaubt.

21 Provinzen haben bereits Untersu­

chungen angestellt. In 28 Provinzen, 

autonomen Regionen und regierungs­

unmittelbaren Städten sind spezielle 

Agenturen errichtet worden, um die 

Durchführung der Politik des Staatsra­

tes zu überwachen.

Im Jahre 1989 gaben die Bauern 

durchschnittlich 7,67% ihres Einkom­

mens für solche Dinge aus wie bei­

spielsweise Familienplanung, lokale 

Schulen, den Bau von Transportein­

richtungen, die Unterhaltung von 

Problemfamilien, Bewässerungsanla­

gen sowie Verwaltung. Nach Angaben 

des Staatsrates sind die Bauern für die­

se Aktivitäten verantwortlich.

Die Art der Aktivitäten, für die die 

Bauern belastet wurden, gingen jedoch 

über diese Aufgaben hinaus. Man 

schätzt sogar, daß die Bauern in armen 

Gebieten nahezu 20% ihres Einkom­

mens auf diese Weise ausgeben müs­

sen.

Das Ergebnis einer Untersuchung war, 

daß die Bauern mit 131 verschiedenen 

Gebühren belastet wurden. Einige die­

ser Gebühren seien lächerlich. So be­

trügen beispielsweise die Heiratsge­

bühren in einigen Gebieten zwischen 

700 oder 800 Yuan. Diese Gebühren 

schließen die Kosten für eine Heirats­

urkunde, eine ärztliche Untersuchung 

(50 Yuan), eine Versicherungsgebühr 

für die Liebe des Ehepaares (???) so­

wie eine Steuer für das Töten von 

Schweinen, die für die Bewirtung der 

Gäste benötigt werden.

Im Jahre 1987 hatten die Bauern in 

China ein durchschnittliches jährliches 

Einkommen von 423 Yuan pro Person. 

1989 war dieses persönliche Einkom­

men auf durchschnittlich 522 Yuan an­

gestiegen.

Im Jahre 1987 mußte jeder Farmer 

schätzungsweise 23,8 Yuan für öffent­

liche Angelegenheiten oder Dienstlei­

stungen zahlen; im Jahre 1989 waren 

37,1 Yuan zu zahlen.

In wirtschaftlich entwickelten Gebieten 

seien Kollektivunternehmen in der La­

ge, einen Teil der Gebühren für die 

Bauern zu zahlen. In armen Gebieten 

könnten die Bauern jedoch die Gebüh­

ren nicht länger tragen. (CD,

25.5.1990) -lou-

Taiwan

*(32)

Die neue Formation der Regierung

Am 20.Mai wurde Li Denghui (Lee 

Teng-hui, 67) als 8.Präsident der Re­

publik China gemäß der Verfassung 

von 1947 vereidigt. Wie bereits berich­

tet (C.a., März 1990, U 47, S.204), 

wurde er am 21.März d.J. durch die 

Nationalversammlung wieder in sein 

Amt gewählt, das er nach dem Tod 

seines Vorgängers Jiang Jingguo 

(Chiang Ching-kuo) im Januar 1988 

übernommen hatte. Mit der Zustim­

mung des Gesetzgebungsyuan ernann­

te er am 29.Mai General Hao Bocun 

(Hau Pei-tsun, 71) offiziell zum Präsi­

denten des Exekutivyuan (Ministerprä­

sidenten).

Vor seiner neuen Ernennung war 

General Hao acht Jahre lang General­

stabschef und seit letztem November 

Verteidigungsminister, er wurde als 

der starke Mann des Militärs und "Ri­

sikofaktor'' für die politische Demokra­

tisierung in Taiwan betrachtet. Als Li 

Denghui am 2.Mai die Ernennung 

Haos zum neuen Ministerpräsidenten 

ankündigte, löste dies eine Reihe von 

Protesten seitens der Studenten und 

Intellektuellen gegen diese Entschei­

dung aus. Auf dem Höhepunkt demon­

strierten am 2O.Mai, dem Tag der 

Amtsvereidigung Li Denghuis als neu­

er Präsident, in der Hauptstadt zehn­

tausend Menschen mit den Parolen 

"Anti-Militärkabinett" und "gegen 

Einmischung des Militärs in die Poli­

tik". Am 29.Mai, als im Gesetzge­

bungsyuan die Abstimmung über die 

Ernennung General Haos zum Mini­

sterpräsidenten stattfand, herrschte in 

der Stadt eine chaotische Situation. 

Zahlreiche Autos und Häuser wurden 

zerstört, 30 Personen einschließlich 

acht Polizisten und zwei Journalisten 

wurden verletzt und 13 radikale De­

monstranten verhaftet. Um das Ge­

bäude des Gesetzgebungsyuan standen 

starke Sicherheitstruppen großen De­

monstrationsmassen gegenüber. Im 

Haus stritten die Abgeordneten der 

Regierungspartei und die der Opposi­

tion miteinander fast den ganzen Tag 

lang. Es kam auch zu Handgreiflich­

keiten. Zur Beruhigung der Lage wur­

den Polizeitruppen in den Sitzungssaal 

geholt. Erst nach über sieben Stunden 

konnte die Abstimmung zu Ende ge­

bracht werden. Von den 228 anwesen­

den Abgeordneten bekam Hao 186 

(81,58%) Stimmen, 27 hatten gegen 

ihn gestimmt. Noch am folgenden Tag 

wurde das neue Kabinett zusammen­

gestellt.

Neben dem des Regierungschefs sind 

11 Ministerämter neu besetzt: Außen­

minister Qian Fu (Fredrick Ch’ien), 

Verteidigungsminister Chen Li’an 

(Ch’en Li-an), Finanzminister Wang 

Jianxuan (Wang Chien-shien), Wirt­

schaftsminister Xiao Wanchang (Vin­

cent Siew), Vorsitzende des Komitees 

für wirtschaftliche Planung und Ent­

wicklung Frau Guo Wanrong (Shirley


